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Einleitung

„Gerechtigkeit hat solche Wunderkraft,
Dass dürre Bäume sie ergrünen macht.“

Schota Rustaweli, Der Mann im Tigerfelle,
aus dem Georgischen übersetzt v. Arthur Leist,

Leipzig 1889, vom Vers 548.

Kontext und Dynamik der staatlichen Reinstitutionalisierung

Die aktuelle Entwicklungsphase des georgischen Rechtssystems nach dem
Zerfall der SU im Jahr 1991 („annus mirabilis“1) beinhaltet für die Staa-
ten des postsowjetischen Osteuropas eine Suche nach dem Rechtsrahmen
für die Rekonstruierung2 der eigenen staatlichen und gesellschaftspoliti-
schen Identität.3 Der Begriff ,,Rekonstruierung“erlangt in zweierlei Hin-
sicht Bedeutung: Er unterstreicht den doppelten Charakter des aktuellen
rechtspolitischen Diskurses in den postsowjetischen Staaten, der durch
eine Mischung zweier unterschiedlicher normativ-historischer Gegeben-
heiten geprägt ist: einerseits die Erbschaft der eigenen rechtspolitischen
Tradition (und des rechtspolitischen Denkens) und der kommunistischen
totalitären Vergangenheit,4 andererseits die gegenwärtigen realen Heraus-
forderungen vor allem des Konstitutionalismus.5

Kapitel 1:

A.

1 Uber den Zerfall der Sowjetunion und vom „Selbstmord des Regimes“, s. detailliert
Preuße, Umbruch von unten – die Selbstbefreiung Mittel- und Osteuropas und das
Ende der Sowjetunion, S. 419 ff., 709 f.

2 Hinsichtlich der „Rekonstruierung“ der Staatlichkeiten in den anderen osteuropäi-
schen Staaten s. und vgl. Snyder, The reconstruction of nations: Poland, Ukraine,
Lithuania, Belarus, 1569 – 1999, 2003.

3 Vgl. Preuß, Die Rolle des Rechtstaates in der Transformation postkommunistischer
Gesellschaften, in: Boulanger, Recht in der Transformation, S. 36 ff.

4 „In the post-totalitarian system, truth in the widest sense of the word has a very spe-
cial import, one unknown in other contexts. In this system, truth plays a far greater
(and, above all, a far different) role as a factor of power, or as an outright political
force. How does the power of truth operate? How does truth as a factor of power
work? How can its power-as power-be realized?“ Zitiert v. Havel, The Power of the
Powerless (Czech: Moc bezmocných), October 1978.

5 Über die „Errungenschaft des Konstitutionalismus“ und ihre universale Anerken-
nung s. detailliert Grimm, Die Zukunft der Verfassung II, S. 315 ff.
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Geprägt durch diese gegensätzlichen Motive ist ein Transformations-
prozess im Sinne eines „Return to Europe“6 auch in Georgien im Gange.7

Verfassungsfragen sind ihrem Wesen nach ursprünglich nicht Rechts-,
sondern Machtfragen.8 Die Frage der Machtkontrolle9 bildet den „Wesens-
kern dessen, was historisch als konstitutioneller Staat angesehen werden
kann“10. In diesem Zusammenhang bestand insbesondere in der postso-
wjetischen Gesellschaft11 die primäre Aufgabe und unvermeidbare He-
rausforderung für Georgien in der Erarbeitung des normativen Rahmens
hinsichtlich der Etablierung eines Verfassungsstaats12 mit seinen system-
immanenten Kategorien:13 Konstituierungsform (Legitimationsfrage –

6 Zur „Rückkehr in Europa“, O‘Brennan, The Eastern Enlargement of the European
Union, S. 14.

7 S. die Dankrede v. Peter Häberle aus Anlass der Verleihung der Ehrendoktorwürde
durch die Staatliche Univ. Tbilisi (Georgien) am 10. März 2009, Häberle, Das eu-
ropäische Georgien, in: JöR, N. F., 58/2010, 409 ff.

8 Die Grundthese des Vortrags v. Ferdinand Lassalle, gehalten am 16. April 1862 in
Berlin. Diskutiert v. Konrad Hesse: „Niemand wird hoffen, daß die […] Spannun-
gen zwischen verfassunsrechtlicher Normierung und politischer und sozialer Wirk-
lichkeit zu einem ernsthaften Konflikt zwischen beiden führen. Der Ausgang eines
solchen Konflikts wäre keineswegs gewiß, weil die Voraussetzungen, unter denen
eine Verfassung auch im Konfliktsfalle ihre normative Kraft zu bewähren vermag,
in unsrer staatlichen Gegenwart nur bedingt erfüllt sind. Es wird von der uns allen
aufgegebenen Bewahrung und Stärkung der normativen Kraft der Verfassung und
ihrer Grundvoraussetzung, dem Willen zur Verfassung, abhängen, ob die Fragen
unserer staatlichen Zukunft Machtfragen oder Rechtsfragen sein werden“. Zittiert
v. Hesse, Die Normative Kraft der Verfassung, in: Häberle/Hollerbach, Konrad
Hesse – Ausgewählte Schriften, S. 18.

9 Zu den Verfassungsnormen, zur politischen Wirklichkeit im „ontologischen Sinne“
und zur Strukturdifferenz zwischen der normativen, nominalistischen und semanti-
schen Verfassungen nach Loewenstein, s. detailliert Steffani, Parlamentarisch-prä-
sidentielle „Mischmodelle“? Bemerkungen zum Stand der Forschung in der Poli-
tikwissenschaft, in: Luchterhandt, Neue Regierungssysteme in Osteuropa und in
der GUS, S. 38 ff.

10 Burchardt, Karl Loewenstein und die Verfassungsgerichtsbarkeit, in: van Ooyen,
Verfassungsrealismus, S. 138.

11 Zur premodernen politischen Identität Georgiens, s. Gordadzé, Formation socio-
historique de la nation géorgienne: le legs des identités pré-modernes, les idéolo-
gies et acteurs nationalistes, 2006.

12 Vgl. Kirchhof, Entstehung des Verfassungsstaates, in: Der grundrechtsgeprägte
Verfassungsstaat, S. 43 ff.; Fenske, Der moderne Verfassungsstaat, S. 1 ff.

13 „So formuliert beispielsweise Art. 16 der französischen ‚Erklärung der Menschen-
und Bürgerrechte‘ von 1789: ‚Jede Gesellschaft, in der weder die Garantie der
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 pouvoir constituant),14 Gewaltenteilungsgrundsatz (pouvoir constitué),
Katalog der Menschenrechte und ihre institutionelle Garantien (Institutio-
nalisierung der Menschenrechte).15

Der Verfassungsgebungsprozess16 in den 1990er Jahren und die Inkraft-
setzung der zweiten georgischen Verfassung am 24. August 199517 waren
Ergebnisse einer schwierigen rechtspolitischen Vergangenheit18. Nur bei-
spielshalber seien ab der früheren Neuzeit genannt: Abschaffung der Mon-
archie und Annexion Georgiens im Jahr 1801, Zarismus bis Anfang des
20. Jahrhunderts und die niedergeschlagenen Unabhängigkeitsbewegun-
gen, Februarrevolution im Jahr 1917 und die Wiederherstellung der staatli-

Rechte zugesichert noch die Trennung der Gewalten festgelegt ist, hat keine Ver-
fassung.‘ Neben dieser souveränitätsbändigenden, limitierenden Wurzel ist der
moderne Verfassungsstaat aber noch unter zwei weiteren Vorzeichen angetreten.
Die Staatsgewalt muß, wie Art. 3 derselben Erklärung festhält, demokratisch kon-
stituiert sein: ‚Der Ursprung aller Souveränität liegt seinem Wesen nach beim
Volk.‘ Und Art. 2 gibt zu erkennen, daß der Verfassungsstaat auf bestimmte inhalt-
liche Ziele hin zu orientieren ist: ‚Der Endzweck aller politischen Vereinigung ist
die Erhaltung der natürlichen und unabdingbaren Menschenrechte.‘ Aus der Prä-
ambel wird deutlich, daß die Handlungen der gesetzgebenden und ausübenden
Macht mit der Menschenrechtsachtung als ‚Endzweck aller politischen Satzungen‘
verglichen werden sollten und sich ‚immer auf die Wahrung der Verfassung und
das allgemeine Wohl richten mögen.‘ Diese drei Wurzeln des modernen Verfas-
sungsstaates haben unterschiedlich lange gebraucht, um sich in den Verfassungen
der politischen Gemeinwesen des westlichen Rechtskreises zu verfestigen und die
Verfassungswirklichkeit in ihrem Sinn zu prägen“. Zitiert v. Brugger, Staatszwe-
cke im Verfassungsstaat, in: NJW 1989, 2425 f.

14 „Im grundgesetzlichen Gemeinwesen fließt Legitimation aus zwei Quellen: aus
der Freiheit des einzelnen Menschen und aus dem Willen des Volkes.“ Zitiert v.
Isensee, Grundrechte und Demokratie – Die polare Legitimation im grundgesetzli-
chen Gemeinwesen, in: Recht als Grenze – Grenze des Rechts, S. 15.

15 Über status activus processualis im Kontext der allgemeinen Statuslehre der
Grundrechte, S. Häberle, Grundrechte im Leistungsstaat, in: VVDStRL 30 (1972),
S. 43, 86 f.

16 Für eine detaillierte Analyse des Verfassungsgebungsprozeßes in Georgien und der
Erarbeitung der zweiten georgischen Verfassung v. 1995 S. Gaul, Verfassungsge-
bung in Georgien, 2001; vgl. Häberle, Verfassungsgebung in Europa, in: JöR (N.
F. 54) 2006, S. 629 ff.

17 S. etwa, Isoria, Verfassungsentwicklung in Georgien, in: JöR, N. F., 58/2010,
387 f.

18 S. detailliert das zweite Kapitel (besonders die Unterkapiteln - B, C und D).
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chen Unabhängigkeit im Jahr 1918,19 Erarbeitung der ersten georgischen
Verfassung v. 21. Februar 1921, Okkupation durch die Rote Armee und
die erneute russische Annexion im Jahr 1921,20 Sowjetisierung des Staa-
tes, die Unabhängigkeitsbewegungen und dissidentische Bewegungen ge-
gen den bolschewistischen Totalitarismus, Zerfall der SU und die erneute
Wiederherstellung der staatlichen Unabhängigkeit im Jahr 1991, Eskalati-
on der territorialen Konflikte,21 Militärputsch gegen den ersten georgi-
schen Präsidenten im Jahr 1992, sein Tod im Jahr 199322 und der andau-
ernde Bürgerkrieg, Einladung v. Eduard Schewardnadze durch den Mili-
tärrat im Jahr 1992 und seine Regierungsphase als Staatsoberhaupt, Bei-
tritt zur GUS im Jahr 1993, weitere Versuche der Erarbeitung eines nor-
mativen Rahmens für die staatlichen Organe und die Einsetzung einer Ver-
fassungskommission am 25. März 1993 für die Erarbeitung der zweiten
georgischen Verfassung.

Das Recht ist älter als die Gesetzgebung.23 Dies gilt gerade in Georgien,
wo ein breites Erbe alter Rechtsquellen besteht – durch ein vormodernes
Rechtsbewustsein, langjährige Unabhängigkeitsbewegungen und politi-
sche Übergangsphasen (von der Monarchie in die Sozialdemokratie, dann
in den Sowjetismus und schließlich in den frühen modernen Konstitutio-
nalismus). Dies erlangte erhebliche Bedeutung für die Identifizierung des

19 ,,Der kürze Rückblick wird aber erkennen lassen, daß die jetzt [im Jahr 1918] er-
rungene Unabhängigkeit [Georgiens] nichts anderes bedeutet, als die Wiederher-
stellung eines rechtlichen Zustandes, der durch Vertragsabbruch und Gewalt von
russischer Seite zerstört worden ist.“ Zitiert v. Liszt, Die Völkerrechtliche Stellung
der Republik Georgien, 1918, S. 1; Über den Vertrag von Georgijewsk vom
24. Juli 1783 S. detailliert das Unterkap. B im zweiten Kapitel.

20 Die ,,annexion pure et simple“, s. dazu Avalov, Prisoedinenie Gruzii k Rossii,
1906, S. 251 ff.; Über die Annexionen Georgiens im Jahr 1801 und Jahr 1921, s.
detailliert Gerber, Georgien: Nationale Opposition und Kommunistische Herr-
schaft seit 1956, 1997, S. 17 – 21; Über die russischen Annexion im Jahr 1801 S.
detailliert Unterkap. B im zweiten Kapitel.

21 S. detailliert Gordadze, Georgian-Russian relations in the 1990s, in: Cornell/Starr,
The Guns of August 2008 – Russia’s war in Georgia, 2009, S. 28 ff.

22 S. detailliert das Gutachten der parlamentarischen Untersuchungskommission
v. 2011, das auf eine Ermordung des Präsidenten hinweist: „President Zviad Gam-
sakhurdia’s Case“, the concluding document of the questions, connected with the
demise of Zviad Gamsakhurdia, Georgia’s first president. Chairman of the com-
mittee Konstantine Z. Gamsakhurdia, Tbilisi 2013.

23 von Hayek, Recht, Gesetz und Freiheit, 2003, S. 75.
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eigenen rechtskulturellen Rahmens, der sich als leitende Richtlinie für die
Rekonstruierung der eigenen staatlichen Identität24 ausbildete.

Besondere Aufmerksamkeit genießen in dieser Hinsicht die Menschen-
rechte als normative Kategorien, die für die Etablierung eines Rechts-
bzw. Verfassungsstaates unabdingbar sind, und die Rechtsinstrumente für
ihre Durchsetzung, Gewährleistung und Justiziabilität.25

Das „wesentliche Steuerungsziel26 des Staates ist, Bedingungen zu
schaffen, unter denen Grundrechte real Wirksamkeit entfalten können“27.
In dieser Hinsicht wurde für die Stabilisierung der rechtspolitischen Ent-
wicklung und für die Überwindung der posttotalitären Erbschafft als erster
Schritt der Katalog der Grundrechte durch das Inkrafttreten einer neuen
Verfassung28 auf der Verfassungsebene verankert29 (1995) und als nächs-
ter30 wurden die unterschiedlichen Rechtsinstrumente als institutionelle
Garantien für die Gewährleistung der Durchsetzung der Menschenrechte
rezeptiert.31

Der „Ausbau der Verfassungsgerichtsbarkeit fügt sich der allgemeinen
Entwicklung des Verfassungsstaates ein: in vielen neuen Verfassungen (z.
B. Portugals, Spaniens) nimmt sie einen herausragenden Platz ein. … [Die

24 Vgl. Angelucci, Die europäische Identität der Europäer: Eine sozialpsychologische
Bestandaufnahme, in: von Bogdandy, Die Europäische Option, 1993, S. 303 ff.

25 Vgl. Adamovich, Recht und Politik im Bereich der Grundrechte, in: Morscher/
Pernthale/Wimmer, Recht als Aufgabe und Verantwortung, 1990, S. 1 ff.

26 Vgl. Hennig, Die Prärogative der [rechtsstaatlichen] Exekutive. Die Ausnahme
und die Geltung des Rechts, in: Voigt, Staatsräson – Steht die Macht über dem
Recht? S. 154 ff.

27 Hufen, Die Grundrechte und der Vorbehalt des Gesetzes, in: Grimm, Wachsende
Staatsaufgaben – sinkende Steuerungsunfähigkeit des Rechts, 1990, S. 276.

28 Über die zweite Verfassung Georgiens v. 24 August 1995 s. detailliert Unterkapitel
D (besonders die Unterkapiteln IV und V) im zweiten Kapitel.

29 Maßgebend und inspirierend für diese Entwicklung in Georgien waren in grund-
rechtskonstitutionalistischer Hinsicht: Schlussakte von Helsinki (1975), AEMR
v. 1948, EMRK v. 1950, Erbschaft der ersten Verfassung v. 1921, Desowjetisie-
rung im 1991 und die moderne Rechstaatlichkeit westlicher Prägung nach ihren
Menschenrechtskatalogen auf der Verfassungsebene (Im Juli 1992 ist Georgien ein
179. Mitglied der VN geworden. Nach dem Beitritt im Europarat am 27. April
1999 ratifizierte der Staat die EMRK am 20. Mai desselben Jahres. Inkrafttreten:
20.05.1999).

30 S. „Nationale Strategie für den Menschenrechtsschutz (2014 – 2020)“, verabschie-
det am 30. April 2014 vom georgischen Parlament.

31 Zu den Letzteren gehören auch die Fachgerichtsbarkeiten, die im System des Men-
schenrechtsschutzes mittelbar eingeschaltet sind.
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Verfassungsgerichtsbarkeit] bildet ein Element für die Überwindung des
Unrechtstaats der SED und einen ‚Hoffnungsanker‘ jeder postkommunisti-
schen Gesellschaft (alle Verfassungsentwürfe in Osteuropa von den Bal-
tenländern bis Rumänien, von Polen bis Rußland schaffen ebenfalls eine
Verfassungsgerichtsbarkeit).“32 Unter der Akzeptanz dieser Idee, als eine
essenzielle Institution33 für die Stabilisierung der rechtspolitischen Ent-
wicklung,34 wurde vor allem die spezielle Verfassungsgerichtsbarkeit, wie
in der Mehrheit der postsowjetischen Staaten, auch in Georgien eingeführt
(1996). Es kann in diesem Kontext über eine neue Rezeptionswelle der
Verfassungsgerichtsbarkeit nach dem Postfaschismus35 und Postkolonalis-
mus gesprochen werden.36

Für die Etablierung eines ergänzenden ,,nichtjustizförmigen“ Verfah-
rens37 im Verhältnis der Verfassungsgerichtsbarkeit schuf der georgische
Gesetzgeber eine Ombudsmann-Einrichtung, die als eine nationale Men-
schenrechtsinstitution (NMRI) und als Verfassungsorgan seit 1996 ihre
Kompetenzen ausübt.

Als institutionelle Garantien für den Menschenrechtschutz nehmen al-
lein folgende zwei spezialisierte Institutionen (mit dem speziellen Auftrag
der Gewährleistung der Durchsetzung der Menschenrechte) Funktionen im
georgischen Rechtssystem wahr: das Verfassungsgericht (GVerfG) und die
Ombudsmann-Einrichtung. Beide sind als Verfassungsorgane u. a. als öf-
fentlich-rechtliche Funktionsträger im System der georgischen Staatsorga-
ne etabliert. Kompetenzen und Effektivität beider Institutionen bedingen
unmittelbar die Qualität der Durchsetzung der Menschenrechte.

32 Häberle, Die Verfassungsbewegung in den fünf neuen Bundesländern, in: JöR (N.
F., B. 41) 1993, S. 88.

33 Zoll, Der Einfluss der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs auf den politi-
schen Wandel in Polen, in: Die Rolle der Verfassungsgerichtsbarkeit in politischen
Transformationsprozessen, 2002, S. 5.

34 So Sólyom, Die Rolle der Verfassungsgerichtsbarkeit in politischen Transformati-
onsprozessen – der Fall Ungarn, in: Die Rolle der Verfassungsgerichtsbarkeit in
politischen Transformationsprozessen, 2002, S. 34.

35 Vgl. Fontana, The Rise and Fall of Comparative Constitutional Law in the Post-
war Era, in: Yale J. Int'l L., Vol. 36 2011, 2 ff.

36 Ginsburg, Judicial Review in New democracies, 2003, S. 90 ff.
37 Gusy, Grundrechtsmonitoring: Wirksamkeitsbedingungen und -grenzen, in: Gusy,

Grundrechtsmonitoring, Chancen und Grenzen außergerichtlichen Menschen-
rechtsschutzes, 2011, S. 11 ff.
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